
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 09.04.2024

Thema Keine Einschränkung
Schlagworte Strassenverkehr
Akteure Zopfi, Mathias (gp/verts, GL) SR/CE
Prozesstypen Keine Einschränkung
Datum 01.01.1965 - 01.01.2024

01.01.65 - 01.01.24ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Ackermann, Marco
Baltisser, Lena
Flückiger, Bernadette

Bevorzugte Zitierweise

Ackermann, Marco; Baltisser, Lena; Flückiger, Bernadette 2024. Ausgewählte Beiträge
zur Schweizer Politik: Strassenverkehr, 2021 - 2023. Bern: Année Politique Suisse,
Institut für Politikwissenschaft, Universität Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen
am 09.04.2024.

01.01.65 - 01.01.24ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Infrastruktur und Lebensraum
1Verkehr und Kommunikation

1Strassenverkehr

01.01.65 - 01.01.24 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

BAFU Bundesamt für Umwelt
KVF-SR Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates
EU Europäische Union
LSVA Leistungsabhängige Schwerverkehrsabgabe
BAZG Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit

OFEV Office fédéral de l'environnement
CTT-CE Commission des transports et des télécommunications du Conseil des

Etats
UE Union européenne
RPLP Redevance sur le trafic des poids lourds liée aux prestations
OFDF Office fédéral de la douane et de la sécurité des frontières

01.01.65 - 01.01.24 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Der Zusatzkredit zur Umfahrung Oberburg BE, als Bestandteil des Programms
Agglomerationsverkehr der dritten Generation, wurde in der Herbstsession 2021 vom
Ständerat behandelt. Der Berner Kantonsvertreter Werner Salzmann (svp, BE) stellte die
Vorlage ausführlich vor. Die Umfahrung sei auf die Siedlungsentwicklung abgestimmt
und verbessere das Gesamtverkehrssystem mit Bus-, Auto-, Velo- und Fussverkehr.
Zudem hätten auch der Regierungsrat und der Grosse Rat des Kantons Bern sowie die
örtliche Bevölkerung ihre Unterstützung für das Vorhaben kundgetan. Schliesslich habe
das Projekt auch Umweltverträglichkeitsprüfungen beim BAFU durchlaufen. Aus diesen
Gründen beantrage die Kommission mit 9 zu 1 Stimmen, die Vorlage gutzuheissen. Im
Anschluss begründete Mathias Zopfi (gp, GL) als einziges Mitglied der Minderheit,
weshalb er nicht auf das Geschäft eintreten wollte. Er bemängelte insbesondere ein
schlechtes Kosten-Nutzen-Verhältnis des Projekts und befürchtete, dass dieses bloss
zu einer Zersiedelung und zu einem höheren Verkehrsaufkommen führen werde. Die
kleine Kammer schenkte den Worten von Zopfi jedoch kein Gehör; nachdem Eintreten
mit 32 zu 5 Stimmen beschlossen worden war, wurde das Geschäft mit 36 Stimmen, bei
4 Enthaltungen, einstimmig angenommen. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.09.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Ständerat setzte sich in der Sommersession 2022 als Zweitrat mit der umfassenden
Revision des Strassenverkehrsgesetzes auseinander.
Viel zu reden gaben in der kleinen Kammer der so genannte Raserartikel sowie die
Durchführung von Rundstreckenrennen. Die kleine Kammer schloss sich aber in allen
strittigen Punkten dem Nationalrat an; Minderheitsanträge von Mathias Zopfi (gp, GL)
zum Raserartikel und zu den Rundstreckenrennen und von Hansjörg Knecht (svp, AG)
zum Raserartikel blieben chancenlos. Letztlich schuf die kleine Kammer lediglich zwei
kleinere Differenzen zum Nationalrat: Zum einen strich die kleine Kammer einen Absatz,
der es erlaubt hätte, Fahrräder und andere Zweiräder auf dem Trottoir abzustellen, falls
den Fussgängerinnen und Fussgängern noch genügend Platz zum Passieren bleibt. Zum
anderen wollte der Ständerat an der Regelung festhalten, dass Personen, die öffentlich
vor Strassenverkehrskontrollen warnen, gebüsst werden können.
In der Gesamtabstimmung sprach sich die kleine Kammer einstimmig für die Annahme
des Entwurfs aus. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.05.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Einstimmig trat der Ständerat in der Frühjahrssession 2023 auf die vom Bundesrat
vorgeschlagenen Änderungen des Schwerverkehrsabgabegesetzes ein. 
Nach dem Nationalrat sprach schliesslich auch die kleine Kammer einen Kredit von CHF
515 Mio. für einen Zeitraum von zehn Jahren, um die LSVA-Abgabenerhebung zu
modernisieren. Das bestehende Erhebungssystem zur Berechnung der LSVA, welches
mittels eines durch das BAZG herausgegebenen und nur in der Schweiz und
Liechtenstein zulässigen Geräts funktioniert, soll durch eine an EU-Standards
angepasste Lösung ersetzt werden. Das bestehende Erhebungssystem LSVA II hätte
2024 sein technisches Ende erreicht und einer Nachfolgelösung bedurft, erklärte der
Bundesrat. Das neue und satellitengestützte System der LSVA III soll zudem – analog zur
EU – von privaten Anbietern, welche vom Bundesrat eine Zulassung erhalten, angeboten
werden. Die Daten sammeln und auswerten werde aber weiterhin das BAZG. Wie
Kommissionssprecher Hans Wicki (fdp, NW) erläuterte, senke das neue System der LSVA
III die «betrieblichen Aufwände für alle Beteiligten» und nutze die «Vorteile der
modernen digitalen Technologien». 
Für Diskussionen sorgte im Rat – wie zuvor auch schon im Nationalrat – hauptsächlich
die Frage der Bemessungsgrundlage der Abgabe für Anhänger. Während Bundesrat und
Nationalrat sowie eine Mehrheit der KVF-SR beim bestehenden System der Bemessung
gemäss dem höchstzulässigen Gesamtgewicht sowie den gefahrenen Kilometern
bleiben wollten, beantragte eine Minderheit Mazzone (gp, GE), welche von Mathias Zopfi
(gp, GL) übernommen wurde, zu einer Bemessung gemäss der Anzahl Achsen des
Anhängers zu wechseln. Der Bundesrat könne dabei zur Berechnung des
Gesamtgewichts die Anzahl Achsen herbeiziehen und das zu verwendende Gewicht pro
Achse festlegen, wie es in der EU üblich sei. Nach Ansicht der Minderheit könnten damit

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.02.2023
MARCO ACKERMANN
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beim Bund in der 10-jährigen Berechnungsperiode dank Reduktionen bei der
Kontrollinfrastruktur (spezielle Kameras) und bei der Auswertung der Daten total rund
CHF 50 Mio. eingespart werden, weshalb sie auch den genannten Kredit von CHF 515
Mio. um diesen Betrag senken wollte. Minderheitsbefürworter Olivier Français (fdp, VD)
erklärte im Rat, dass der Minderheitsantrag eine Kann-Formulierung vorsehe, die dem
Bundesrat das Recht einräume, zu gegebener Zeit die Berechnungsgrundlage
anzupassen. Dem entgegnete Finanzministerin Karin Keller-Sutter, dass eine solche
Kann-Formulierung Rechtsunsicherheit in der Branche schaffe, und sie erinnerte
daran, dass ebendiese Änderung in der Vernehmlassung «dezidiert abgelehnt» worden
sei. Eine Mehrheit des Rates war schliesslich auch der Ansicht, dass ein Systemwechsel
zu hohen Kosten bei den Unternehmen führen würde, da diese ihre Fuhrparks wieder
anpassen müssten. Mit 31 zu 11 Stimmen verwarf die kleine Kammer diesen Antrag und
sprach in der Folge – analog zum Nationalrat – den höheren Kredit. In der
Gesamtabstimmung hiess der Ständerat das Gesetzespaket einstimmig gut. 

Die LSVA III und der dazu notwendige Kredit von CHF 515 Mio. passierten die
Schlussabstimmungen ohne Probleme: Beide Kammern nahmen die Anpassungen in
der Frühlingssession 2023 einstimmig an (eine Enthaltung im Ständerat). Die Schweizer
Schwerverkehrsabgabe werde dadurch Europa angepasst, titelte der «Blick». 3

In der Herbstsession 2022 befasste sich der Ständerat als Zweitrat mit der
bundesrätlichen Botschaft zum Unterhalt und zum Ausbau des Schweizer
Nationalstrassennetzes. Bereits in der Eintretensdebatte wurden grundlegende
Diskussionen geführt. Während sich verschiedene Ratsmitglieder für Projekte in ihren
Kantonen zu Wort meldeten, wurde auch über die grundsätzliche Notwendigkeit und
Ausgestaltung der vier Vorlagen debattiert. Verkehrsminister Albert Rösti und Olivier
Français (fdp, VD), Sprecher der KVF-SR, hoben die zentrale Bedeutung der
Nationalstrassen im gesamten Verkehrsnetz hervor. Die Nationalstrassen würden drei
Prozent des Schweizer Verkehrsnetzes ausmachen, dabei aber rund die Hälfte des
Individualverkehrs und siebzig Prozent des Güterverkehrs abfangen. Bundesrat Rösti
unterstrich zudem, dass die zunehmenden Staustunden bei Untätigkeit zu massiven
volkswirtschaftlichen Kosten führen würden. Auf der anderen Seite beurteilte
Kommissionsmitglied Matthias Zopfi (gp, GL) den Ausbau von Autobahnabschnitten, auf
welchen kein Ausweichverkehr auf umliegenden Kantons- und Gemeindestrassen
bestehe, welcher schädlich für die Bevölkerung sei und es demnach zu reduzieren
gelte, als kritisch. Partei- und Kommissionskollegin Lisa Mazzone (gp, GE) fügte an, dass
der Strassenausbau schlussendlich zu mehr Verkehr führen würde. Auch die negativen
Auswirkungen der Erhöhung der Verkehrskapazität auf das Klima wurde von den beiden
grünen Ständeratsmitgliedern bemängelt. Einen solchen Widerspruch zwischen
Kapazitätsausbau und Klimaschutz konnte KVF-SR-Mitglied Stefan Engler (mitte, GR)
nicht direkt bestätigen. Er verwies darauf, dass die Zukunft dem dekarbonisierten
Verkehr gehöre und auch dieser ein gut ausgebautes Strassensystem benötigen werde. 

Auf den ersten Teil der Botschaft, den Bundesbeschluss über den Zahlungsrahmen
Nationalstrassen 2024–2027 für Betrieb, Unterhalt und Ausbau im Sinne von
Anpassungen, trat der Ständerat dann jedoch einstimmig und diskussionslos ein. Es
herrschte allgemeine Einigkeit darüber, dass für die Verbesserung der
Verkehrssicherheit und zum Werterhalt der Infrastruktur für die bestehenden
Nationalstrassen ein entsprechender Zahlungsrahmen bewilligt werden müsse. 

Gegen zwei Projekte, die im zweiten Teil der bundesrätlichen Botschaft zum
Ausbauschritt 2023 enthalten waren, lagen Minderheitsanträge vor. Mathias Zopfi und
Lisa Mazzone beantragten mit Minderheitsanträgen, die beiden Ausbauschritte
Wankdorf-Schönbühl (BE) und Schönbühl-Kirchberg (BE) aus dem Ausbauschritt zu
streichen. Laut Zopfi wäre in diesen Abschnitten ein Kapazitätsausbau sinnvoller als der
geplante Autobahnausbau. Zudem sei der Eingriff in die Natur für die Umsetzung der
Projekte massiv, was auch verschiedene landwirtschaftliche Vertreterinnen und
-vertreter sowie umliegende Gemeinden bemängeln würden. Die Minderheitsanträge
wurden in der Abstimmung jedoch verworfen, der Ständerat sprach sich mit 34 bzw. 33
zu 5 Stimmen bei 3 Enthaltungen für den Antrag der Mehrheit und die Beibehaltung der
beiden Projekte aus. 
Der Ständerat sprach sich auch für das Projekt Le Vengeron - Coppet - Nyon (GE/VD)
aus, welches der Nationalrat in den Ausbauschritt 2023 aufgenommen hatte. Die kleine
Kammer knüpfte die Aufnahme des Projekts jedoch daran, dass der Bundesrat das
Projekt bis zum Jahresende 2023 genehmigen muss, womit sie eine Differenz zum
Nationalrat schuf. Verkehrsminister Rösti bestätige daraufhin die Baureife des Projekts

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.09.2023
LENA BALTISSER

01.01.65 - 01.01.24 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



und stellte dessen Genehmigung für Oktober 2023 in Aussicht. 

Die Teile 3 und 4 der bundesrätlichen Botschaft, welche den Verpflichtungskredit
entsprechend zu den Ausbauschritten 2023 bestimmte, beziehungsweise eine
Änderung im Netzbeschluss vorsah, fanden im Ständerat grosse Zustimmung. Die
Entwürfe für diese beiden letzten Teile der Vorlage wurden einstimmig entsprechend
den Beschlüssen des Nationalrats angenommen. Einzig bezüglich des Projekts Le
Vengeron - Coppet - Nyon präzisierte der Ständerat den Verpflichtungskredit. Die
kleine Kammer klammerte die projektierten CHF 911 Mio. aus dem Rest des
Verpflichtungskredits aus, um der vom Rat zuvor ergänzten Bedingung der Bewilligung
bis Ende 2023 Rechnung zu tragen. Weiter nahm der Ständerat diskussionslos Kenntnis
von zwei Petitionen; eine der FDP Thurgau bezüglich der Umsetzung der Bodensee-
Thurthal-Strasse (Pet. 22.2007) und eine des Vereins umverkehR, welche forderte, dass
die für den Ausbau der Nationalstrassen vorgesehenen Milliarden besser in den
Klimaschutz investiert werden sollen (Pet. 22.2032). 

In den Gesamtabstimmungen verabschiedete der Ständerat die vier Vorlagen mit
Ausnahme derjenigen zum Ausbauschritt (34 zu 4 Stimmen bei 4 Enthaltungen)
einstimmig. Somit ging das Geschäft mit einer Differenz in der Ausgestaltung des
Projekts Le Vengeron - Coppet - Nyon, zurück an den Nationalrat. In derselben Session
nahm sich der Nationalrat dieser verbleibenden Differenz an. Die grosse Kammer folgte
dem Ständerat stillschweigend und stimmte der Aufnahme der zusätzlichen zeitlichen
Bedingung für das Projekt Le Vengeron - Coppet - Nyon zu.

In der folgenden Schlussabstimmung passierte die Vorlage den Ständerat mit 33 zu 5
Stimmen bei 6 Enthaltungen. Im Nationalrat gab es deutlich mehr kritische Stimmen,
der Entwurf wurde schlussendlich aber mit 107 zu 87 Stimmen bei einer Enthaltung
angenommen. Die Fraktionen der SP, der Grünen und der GLP hatten im Nationalrat
geschlossen gegen den Entwurf gestimmt.

Ende Oktober 2023 liess der Bundesrat, wie bereits in der Ratsdebatte angekündigt,
verlauten, dass er das Projekt Le Vengeron - Coppet - Nyon genehmigt habe. Somit
wurde die vom Ständerat geforderte Bedingung erfüllt und das Projekt in den
Ausbauschritt 2023 aufgenommen. Ob dieser jedoch in Kraft treten kann, ist noch
offen: Denn bereits nach der ständerätlichen Gesamtabstimmung hatte umverkehR das
Referendum gegen die Vorlage angekündigt. 4

Der Ständerat nahm sich in der Wintersession 2023 einer Motion von Erich Hess (svp,
BE) an, welche forderte, die Autobahn A1 auf den Streckenabschnitten Bern-Zürich und
Lausanne-Genf auf mindestens sechs Spuren auszubauen. 
Kommissionssprecher Thierry Burkart (fdp, AG) erklärte, weshalb die KVF-SR dem Rat
mit 10 zu 3 Stimmen beantrage, die Motion anzunehmen: Das Stauaufkommen auf den
Streckenabschnitten Bern-Zürich und Lausanne-Genf sei massiv, was sich negativ auf
das Klima, die Lärmbelastung und den Ausweichverkehr in die angrenzenden
Gemeinden auswirke. Der Kommission sei zwar von Bundesrat und Verwaltung
mitgeteilt worden, dass mit der Annahme der Motion «keine bereits geplanten oder
beschlossenen Projekte ausgelöst würden», die Ablehnung der Motion würde jedoch in
den Augen der Kommissionsmehrheit bedeuten, dass das Parlament nicht hinter den
beschlossenen Ausbauschritten stehe.  
Eine Minderheit der KVF-SR – im Rat vertreten durch Mathias Zopfi (gp, GL) – forderte,
die Motion abzulehnen. Ein Ausbau der A1 würde schlussendlich zu mehr Verkehr
führen, massive CO2-Emissionen generieren und einen enormen Platzverbrauch
bedeuten. Andere Massnahmen wie eine Temporeduktion seien effizienter für die
Staubekämpfung und die Motion sei generell obsolet, da die Strecke auch bei
Ablehnung der Motion ausgebaut werde. 
Der Berner Ständerat Werner Salzmann (svp) setzte sich für die Annahme der Motion
ein, sprach sich aber auch für die Berücksichtigung landwirtschaftlicher Bedenken
beim Autobahnausbau aus. Bundesrat Albert Rösti versprach daraufhin, die Anliegen
Salzmanns aufzunehmen. 
Rösti beantragte der kleinen Kammer zudem, die Motion anzunehmen. Ein Ausbau der
A1 sei nötig, da Lärm und Ausweichverkehr trotz anderer, bereits ergriffener
Massnahmen sehr gross seien. Die Mobilität müsse für die Zukunft gesichert werden,
auch wenn der Ausbau der A1 im Rahmen des Ausbauprogramms Step unabhängig von
der Motion beschlossen worden sei. Die Ablehnung der Motion würde ein falsches
Signal senden, fand auch der Bundesrat. 
Der Ständerat sprach sich schliesslich mit 31 zu 12 Stimmen ohne Enthaltung für die

MOTION
DATUM: 19.12.2023
LENA BALTISSER
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Annahme der Motion aus, womit sie definitiv zur Umsetzung an den Bundesrat
überwiesen wurde. 5

1) AB SR, 2021, S. 1014 ff.
2) AB SR, 2022, S. 283 ff.
3) AB NR, 2023, S. 659; AB SR, 2023, S. 14 ff.; AB SR, 2023, S. 279; BBl, 2023 789; Medienmitteilung KVF-SR vom 10.1.23;
Medienmitteilung KVF-SR vom 3.2.23; Blick, 28.2.23
4) AB NR, 2023, S. 1845f.; AB NR, 2023, S. 2157; AB SR, 2023, S. 1027; AB SR, 2023, S. 823 ff.; Medienmitteilung BR vom
25.10.23; Medienmitteilung KVF-SR vom 30.6.23
5) AB SR, 2023, S. 1236 ff.
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